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Ist ISRAEL ein Apartheidstaat?
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A N Z E I G E

„Unserem ursprünglichen Ziel treu bleiben und unseren Au#rag nicht aus den Augen verlieren“, steht neben Xi Jinping
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Nächste Stufe gezündet
New-START-Vertrag Ein letzter Pfeiler strategischer 
Stabilität droht nun ebenfalls wegzubrechen

�Q Hans-Georg Ehrhart

Legt man die 44-stu!ge Eskalations-
leiter des US-Nuklearstrategen Her-
man Kahn aus den 1960er Jahren 

zugrunde, so be!nden sich die USA und 
Russland noch im Stadium der Krise – 
nicht des Krieges. Doch kommen sie dem 
mit jeder neuen Eskalationsstufe im Uk-
raine-Krieg näher. Nun hat es auch den 
letzten Rüstungskontrollvertrag zwischen 
ihnen fast erwischt. Am 21. Februar ver-
kündete Wladimir Putin in seiner Rede 
zur Lage der Nation, das New-START-Ab-
kommen auszusetzen, und versetzte da-
mit der internationalen Rüstungskontrol-
le einen schweren Schlag. Ob es ein To-
desstoß wird, kann man noch nicht 
sagen.

Das New-START-Abkommen wurde 
2010 geschlossen und begrenzt die Zahl 
der verfügbaren Atomsprengköpfe auf je 
1.550, dazu die Zahl der Trägersysteme auf 
je 800. Es wurde noch im Januar 2021 um 
fünf Jahre verlängert, läu" also 2026 end-
gültig aus. Putin hat die Inspektionen zur 
Kontrolle des Abkommens bereits im Au-
gust 2022 ausgesetzt. Sein Außenministe-
rium versichert allerdings, dass sich Russ-
land nicht aus dem Vertrag zurückziehe 
und die darin festgelegten Obergrenzen 
einhalten werde. Zugleich bietet Moskau 
an, die Aussetzung wieder rückgängig zu 
machen, wenn Washington bereit ist, sich 
für eine allgemeine Deeskalation einzu-
setzen und die Bedingungen dafür zu 
scha#en, dass der Vertrag wieder vollends 
funktioniert. Was das genau heißt, wurde 
nicht erläutert, dür"e aber mit der ange-
kündigten Lieferung neuer und weiter 
reichender Wa#en an die Ukraine zusam-
menhängen. Moskau scheint die nuklear-
strategische Ebene mit dem (noch) loka-
len Krieg verknüpfen zu wollen.

Dabei hat auch die bloße Aussetzung 
bereits negative Folgen. Sie erhöht die 
Unsicherheit. Verlässliche Kontrollen der 
nuklearen Aktivitäten Russlands und der 
Stationierung neuer Atomsprengköpfe 
werden unmöglich, ein Denken in „Worst-
Case-Kategorien“ begünstigt.

Wer als Erster schießt …
Das Ende des New-START-Vertrags hätte 
fatale Konsequenzen, weil der letzte Pfei-
ler nuklear-strategischer Stabilität weg-
brechen und atomares Wettrüsten be-
schleunigt würde. Die Kuba-Krise hatte 
Washington und Moskau 1962 vor Augen 
geführt, dass sie kurz vor der gegenseiti-
gen Vernichtung standen. Daraus wuchs 
die Erkenntnis, dass nukleare Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung die alleinige Ge-
währ bieten, strategische Stabilität herzu-
stellen. Die zugrunde liegende Abschre-
ckungsdoktrin heißt heute noch 
„gegenseitige gesicherte Zerstörung“ 
(„Mutual Assured Destruction“). Die da-
mit einhergehende Abschreckungslogik 
besagt, wer als Erster schießt, stirbt als 
Zweiter. Es entstand eine umfassende Ar-
chitektur der nuklearen Rüstungskontrol-
le, die auf zwei Säulen beruhte. Erstens: 

der Begrenzung strategischer Atomwaf-
fen und ihrer Trägersysteme; zweitens: 
einer stark limitierten Abwehrfähigkeit 
im Fall eines Nuklearangri#s auf maximal 
100 Abfangraketen, sodass jeder Angrei-
fer in dem Bewusstsein handelt, einen 
Gegenschlag kaum au$alten zu können. 
Es war verboten, ein landesweites Ab-

wehrsystem aufzubauen. Nur so ließ sich 
strategische Stabilität garantieren. 2002 
kündigten die USA den ABM-Vertrag mit 
der Begründung, angesichts der Bedro-
hung durch den internationalen Terroris-
mus neue Abwehrsysteme entwickeln zu 
müssen. 2016 und 2022 nahmen sie sol-
che in Rumänien und in Polen in Betrieb 
(„Aegis ashore“), die freilich auch mit of-
fensiven Marschflugkörpern bestückt 
werden konnten.

Eine weitere prekäre Folge, mit der ohne 
New START zu rechnen wäre, ergäbe sich 
für die Nichtweiterverbreitung von Nukle-
arwa#en. Die Grundlage des Nonprolifera-
tionsvertrages (NPT) wäre obsolet, der die 
fünf o%ziellen Nuklearwa#enstaaten zur 
vollständigen nuklearen Abrüstung ver-
p&ichtet, während 186 Nicht-Nuklearwaf-
fenstaaten und NPT-Unterzeichner darauf 
verzichten, solche Wa#en zu bauen. Exis-
tiert nun kein einziger Abrüstungsvertrag 
mehr, könnten einige dieser Staaten er-
muntert sein, sich Kernwa#en zuzulegen. 
Die Erosion internationaler Sicherheit 
wäre rasant beschleunigt.

Eigentlich dür"en daran weder die USA 
noch Russland ein Interesse haben. Wenn 
es stimmt, dass es das oberste nationale 
Interesse der USA ist, einen direkten be-
wa#neten Kon&ikt mit Russland zu ver-
hindern, ist es höchste Zeit, die Eskalation 
zu stoppen. Jede weitere Stufe kann zu 
unmittelbarer Konfrontation führen. Da-
rum sollte Washington mit einer einseiti-
gen vertrauensbildenden Maßnahme vo-
rangehen und erklären, dass man Atom-
waffen niemals als Erster einsetzen 
werde. Wofür drei Gründe sprechen: Die 
USA würden eine stark deeskalierende In-
itiative ergreifen und Moskau in Zug-
zwang bringen, ebenfalls ein „no !rst use“ 
zu proklamieren. Die beiderseitige Sicher-
heit wie der Nonproliferationsvertrag wä-
ren gestärkt. Es würde eine relevante 
Schlussfolgerung aus der Erklärung der 
fünf Atomwa#enstaaten vom Januar 2022 
gezogen, wonach „ein Nuklearkrieg nicht 
gewonnen werden kann und niemals aus-
getragen werden darf“.

Sprung in die Bresche
�Q Lutz Herden 

Aus welchem Grund müssen 
eigentlich Brasilien und Chi-
na zu diplomatischen Vorstö-
ßen ausholen, die eine Frie-
densagenda für die Ukraine 

abbilden? Weshalb übernimmt das nicht 
die EU, wenn dort unablässig und zu Recht 
beklagt wird, dass es einen Krieg „mitten in 
Europa“ gibt? Was !ele mehr in die Zustän-
digkeit eines europäischen Staatenbundes, 
als darauf mit adäquater Diplomatie zu re-
agieren? Auch wenn man sich dabei vor-
zugsweise ukrainischer Positionen annäh-
me – es wäre ein Signal: Wir wollen den 
Krieg nicht durch Sanktionen und Wa#en 
verlängern, wir suchen nach Wegen, ihn zu 
beenden. Was ist so abwegig an dem mora-
lischen Gebot, der Ukraine kün"ig Tage zu 
ersparen, an denen Hunderte von Men-
schenleben verlorengehen? Die Rechtferti-
gung, darauf zu verzichten, lautet, es dürfe 
keinen „falschen Frieden“ geben. Was den 
Schluss nahelegt, ein „richtiger Krieg“ ist 
die Alternative.

Nützliche Manövriermasse
Dass seit dem 24. Februar China mit einem 
Zwölf-Punkte-Tableau in diese Bresche 
springt, spricht Bände. Ein Staat von inter-
nationalem Format wird zum Anwalt der 
Vereinten Nationen und spricht in ihrem 
Namen. Was vorgeschlagen wird, vertraut 
auf Geist und Buchstaben der UN-Charta. 
Es gibt keinen einzigen Passus, dem der 
UN-Generalsekretär wie die Weltorganisa-
tion in ihrer Gesamtheit widersprechen 
müsste. In der am 23. Februar von einer 
Mehrheit der Vollversammlung beschlos-
senen Resolution zum Ukraine-Krieg wer-
den ausdrücklich „diplomatische Bemü-
hungen“ unterstützt für „einen umfassen-
den, gerechten und dauerha"en Frieden in 
der Ukraine“. Bekrä"igt wird „das Engage-
ment für Souveränität, Unabhängigkeit, 
Einheit und territoriale Integrität der Ukra-
ine innerhalb ihrer international aner-
kannten Grenzen“. Dem wird China ge-
recht, indem nicht irgendwo, sondern zu 
Anfang seines Papiers formuliert ist: „Die 
Souveränität, Unabhängigkeit und territo-
riale Integrität aller Länder muss wirksam 
aufrechterhalten werden“, was nicht nur 
auf die Ukraine, sondern ebenso auf Russ-
land bezogen wirkt. Dem geht der Appell 
voraus, beide Kriegsparteien mögen sofort 

eine Waffenruhe vereinbaren und „Ver-
handlungen wieder aufnehmen“, sprich: 
dort fortfahren, wo sich Mitte März bei 
ukra inisch-russischen Sondierungen in der 
Türkei das Junktim abzeichnete: russischer 
Rückzug gegen ukrainische Neutralität. 
Um einen solchen Kompromiss zu beför-
dern, können einige der zwölf Punkte als 
diplomatische Manövriermasse von Nut-
zen sein – als Vorlage für ein klassisches 
Quidproquo, ein Konzession gegen Kon-
zession. Sei es beim Austausch von Kriegs-
gefangenen oder bei „humanitären Opera-
tionen“ für Zivilisten, beim unbedingten 
Schutz der Kernkra"werke in der Kriegszo-
ne („China ist gegen Angri#e auf Atommei-
ler“, heißt es wörtlich) oder beim Plädoyer 
für ein erneuertes „Getreideabkommen“ 
zwischen Moskau, Kiew und Ankara. Dass 
China „einseitige Sanktionen“ ablehnt, 
mag auf einen ersten Blick „prorussisch“ 
anmuten, taugt jedoch ebenfalls zum poli-
tischen Spielmaterial. Nehmen die USA 
und die EU Strafmaßnahmen partiell oder 
ganz zurück, die sich bisher als nicht son-
derlich wirkungsvoll erwiesen haben, gerät 
Russland in Zugzwang, seinerseits mit Zu-
geständnissen aufzuwarten. Mehr noch, es 
wäre der „konstruktive Kompromiss“ be-
lebt, der als Ultima Ratio diplomatischer 
Kreativität geschätzt wird.

Peking war o#enkundig daran gelegen, 
dass Politbüro-Mitglied und Chefdiplomat 
Wang Yi vor dem 24. Februar auf Wladimir 
Putin in Moskau traf. Womit in Kauf ge-
nommen war, dass der Zwölf-Punkte-Plan 
in den Geruch einer konzertierten Aktion 
geriet. Andererseits stand die Begegnung 
für selbstbewusste Souveränität, um ein 
solches Tableau nicht durch taktisches Ver-
halten zu entwerten. An der brüsken Absa-
ge durch Joe Biden, EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen und NATO-
Generalsekretär Jens Stoltenberg hätte ein 
Verzicht auf Wangs Moskau-Trip nichts ge-
ändert. Sehr unwahrscheinlich, dass die 

chinesische Regierung der Illusion an-
hängt, ihr Katalog der Befriedigung ließe 
sich aus der systemischen Konfrontation 
mit den USA und der EU heraushalten. Weil 
das von vornherein feststand, liegt die An-
nahme nahe, Adressaten des Papiers sind 
eher die Anhänger einer multipolaren 
Weltordnung, zum Beispiel Chinas BRICS-
Partner Indien, Südafrika und Brasilien, die 
den Ukraine-Krieg nicht zuletzt als Gele-
genheit begreifen, sich westlicher Hegemo-
nie zu entziehen. China re&ektiert eine 
Welt von morgen und damit eine Zeiten-
wende, wie sie für die internationalen Be-
ziehungen nach dem Ukraine-Krieg unaus-
weichlich sein wird.

Blickt man zurück, so hielt sich Peking 
noch zu Zeiten des Ost-West-Kon&ikts an 
die Metapher vom „strategischen Dreieck“ 
mit den Eckpunkten USA, Sowjetunion und 
China. Als nach 1990 Chinas globaler Fuß-
abdruck sichtbarer wurde, mündete diese 
Konzeption in pragmatische Arrange-
ments mit Moskau und Washington, um 
durch Äquidistanz am „Dreieck“ festzuhal-
ten. Dies bedeutete u.a., dass aus chinesi-
scher Sicht die Russische Föderation vor-
rangig als Gegengewicht zu den USA ge-
fragt war. Daraus wurden erst dann enge 
Bindungen, als eine strategische Partner-
scha" mit Amerika, wie sie US-Präsident 
Bill Clinton in den 1990er Jahren zu be-
gründen suchte, zusehends in strategische 
Rivalität überging, die inzwischen o#en 
und unversöhnlich ausgetragen wird.

Mehr Floskel als Formel
Insofern spricht aus der Zwölf-Punkte-
Agenda neben Friedensverantwortung 
auch das Ansinnen, Russland vor Schaden 
zu bewahren, um sich selbst nicht zu scha-
den. Aus diesem – gewiss mutmaßlichen, 
aber logischen – Motiv resultiert indes ein 
innerer Widerspruch des Papiers: Die For-
derung, die Sicherheitsbedürfnisse eines 
jeden Landes müssten respektiert werden, 
ist mehr Floskel als Formel. Unausgespro-
chen bleibt, dass Russland seine Sicherheit 
an die Annexion der Krim wie von Teilen 
der Ostukraine bindet und sich dabei auf 
das Selbstbestimmungsrecht der in diesen 
Regionen vorwiegend russischen Bevölke-
rung beru". Dies auszublenden, hat vor 
allem einen Grund, China meidet Sympa-
thien für diese oder jene Autonomie, weil 
das den Streit um Taiwan tangiert. Die In-
sel mit dem Festland zu vereinen, heißt für 
Peking, seine Souveränität zu vollenden.

Zwölf-Punkte-Plan China denkt beim Ukraine-Krieg bereits an die Welt von morgen

Russland vor 
Schaden 
zu bewahren, 
heißt, sich 
selbst nicht zu 
schaden

Die USA sollten 
jetzt
erklären, nie 
als Erste 
Nuklearwaffen
einzusetzen


